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Wie die Auseinandersetzungen um Steuerreform- und Steuersenkungs¬
pläne in Österreich, der BRD (nach dem Sondergutachten des Sachver¬
ständigenrates) oder auch in den USA (nach dem Erfolg der »Proposition
13«) zeigen, setzen die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen in Steuer¬
reformen die unterschiedlichsten Erwartungen. Interessenspezifisch wer¬
den gleiche oder ähnliche Steuerreformpläne verteilungs-, beschäftigungs-
oder wachstumspolitisch begründet. Die ökonomische Argumentation vari¬
iert dabei nicht nur mit der wirtschaftlichen und politischen Position der
Diskutanten, sondern auch — und wegen solcher Inkonsistenzen ist die
Steuerreformdebatte für Ökonomen besonders lehrreich — innerhalb
einer Interessengruppe mit dem Gegenstand der Auseinandersetzung.
So werden beispielsweise die Wirkungen der Fiskalpolitik mit Modell¬
theorien beschrieben, denen ganz andere Annahmen zugrunde liegen als
jenen, deren man sich gleichzeitig bei der Diskussion von Wechselkurs¬
änderungen bedient; so beurteilt eine Interessengruppe die Wirkungen
von Staatsausgabenveränderungen oft nach anderen Theorien als die
paralleler Staatseinnahmenveränderungen; so werden Steuerreformvor¬
schläge mit anderen ökonomischen Gesetzen verteidigt als Steuerniveau¬
veränderungen.

Im folgenden Artikel soll am Beispiel der Beschäftigungseffekte von
Steuerreformen aufgezeigt werden, zu welchen Ergebnissen eine konsi¬
stente Argumentation gelangen muß. Es werden die aktuellen Steuer¬
reformpläne des deutschen Sachverständigenrates und der österreichischen
Sozialpartner im Rahmen jenes keynesianischen Modells der Fiskalpolitik

♦ Für Anregungen und Kritik danke ich: Günther Chaloupek, Erich Haas, Ferdinand
Lacina, Ewald Nowotny, Kurt Rothschild, Erich Streissler, Hannes Swoboda, Wolf¬
gang Weigel und Georg Winckler.
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diskutiert, das sowohl das Denken der Wirtschaftspolitiker als auch die
führenden Lehrbücher beherrscht. Es läßt sich der Nachweis erbringen,
daß beide Steuerreformen eindeutig negative Beschäftigungs- und Ein¬
kommenseffekte nach sich ziehen, sofern man der Gültigkeit des keyne-
sianischen Modells vertraut. Wer dieses Ergebnis nicht akzeptieren will,
hätte zu zeigen, welche Annahmen des Modells modifiziert werden müß¬
ten, um zu einer qualitativ anderen Einschätzung der Beschäftigungs¬
effekte der Steuerreformen zu gelangen. Daß die Kritik an den Annahmen,
an der Methodik und an der Überinterpretation keynesianischer Makro-
modelle berechtigt ist, wird keineswegs bezweifelt — grundsätzliche
Argumente gegen diese Modelle, die durch die Entwicklung der Ungleich¬
gewichtstheorie seit dem Ende der sechziger Jahre heute vorliegen, wer¬
den im Anschluß an die Ergebnisse angeführt. Wer sich aber der Kritik
am orthodoxen Keynesianismus nur deshalb anschließt, weil er dessen
steuerpolitische Konsequenzen nicht akzeptieren will, muß sich mit zwei
Fragen beschäftigen: Welche Aussagen zur Wirkungsweise der Fiskal¬
politik können noch aufrechterhalten werden, wenn man das keynesia-
nische Modell der Beschäftigungseffekte von Steuerreformen aus metho¬
dologischen Gründen zurückweist? (Denn jede Kritik an diesem Modell
trifft die herrschende Lehre von den Steuerungstechniken der Fiskal¬
politik im gleichen Maße.) Und: Läßt die Kritik an diesem Modell bereits
den Schluß zu, daß in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation
Steuerreformen positive Beschäftigungseffekte zukämen?

Im ersten Abschnitt wird ein einfaches Keynes-Kalecki-Modell1 mit
Gewinn-, Einkommen-, Lohn- und Mehrwertsteuer dargestellt. Im zweiten
Abschnitt werden die Beschäftigungseffekte der Steuerreformen in einem
komparativ-statischen Vergleich analysiert. Im dritten Abschnitt wird
das Modell einer grundsätzlichen Kritik aus der Sicht der Ungleich¬
gewichtstheorie unterzogen. Es wird gezeigt, daß die methodologische
Kritik die Plausibilität des Ergebnisses — in der gegenwärtigen Rezession
verringert sowohl eine nach der Vorstellung des deutschen Sachverstän¬
digenrates durchgeführte als auch die in Österreich angestrebte Steuer¬
reform die Beschäftigung — nur wenig ändert. Der vierte Abschnitt faßt
die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerungen zusammen.

Ubersicht über die verwendeten Symbole:
p = Gewinne
w = Nominallohn
L = Anzahl der Beschäftigten
t, = Körperschaftssteuer
tr = Einkommensteuer
tw = Lohnsteuer
tc = Mehrwertsteuer
T = Steueraufkommen
b = Anteil der ausgeschütteten Gewinne
Sw = Sparneigung der Arbeiter
Sr = Sparneigung der Unternehmer
D = Abschreibung
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1.

Während die Finanzwissenschaft die Probleme der Stabilitätspolitik
mit Hilfe keynesianischer Makromodelle untersucht, bedient sie sich bei
der Analyse der Besteuerung fast ausschließlich walrasianischer Wett¬
bewerbsmodelle oder explizit der Vollbeschäftigungsannahme (Miesz-
kowsky 1969). Auch die kreislauftheoretischen Angriffe Föhls (Föhl 1953/
1954, Föhl 1956/57) gegen die Theorie der Nichtüberwälzbarkeit von
Gewinnsteuern gingen von der Annahme eines konstanten Beschäftigungs¬
niveaus aus. Im folgenden wird ein Keynes-Kalecki-Modell verwendet,
das die Existenz unfreiwilliger Arbeitslosigkeit zuläßt. Ein solches Modell
besteht — ähnlich den bekannten Multiplikatormodellen — aus Gleichun¬
gen, die sich aus Kreislaufzusammenhängen ableiten lassen, aus einer
charakteristischen Kausalstruktur (exogene Investitionen bestimmen
Volkseinkommen und Beschäftigung) und einer verteilungstheoretischen
Interpretation, die die Preisbestimmungs- und Überwälzungshypothesen
einschließt. Als Ausgangspunkt dieser Modelle gilt Kalecki 1937; in der
Folge Kaldor 1955, Eatwell 1971, Asimakopulos/Burbidge 1974 und die
Einleitung in Steindl 1976.2 Von den üblichen Darstellungen des »Haa-
velmo-Theorems« (Haavelmo 1945, Musgrave 1945, Samuelson 1948,
Fromm/Taubmann 1973; zur Vorgeschichte dieses Theorems siehe Samuel¬
son 1975) unterscheiden sich diese Modelle durch die ausdrückliche Berück¬
sichtigung von Unternehmern als Gewinnbezieher und Arbeiter als Kon¬
trakteinkommenbezieher, die die Verteilungs- und Beschäftigungseffekte
verschiedener Steuerreformen deutlich erkennbar werden läßt. Die fol¬
gende Darstellung entspricht dem Asimakopulos-Burbidge-Modell bis auf
die Ersetzung der keynesianischen I = S-Gleichung durch die Verteilungs¬
gleichung Kaleckis (Gewinne = Investitionen).

Unterscheidet man Unternehmen, Unternehmerhaushalte und Arbeiter,
so läßt sich das Bruttonationalprodukt einer geschlossenen Wirtschaft auf
der Verteilungsseite als Summe der Gewinne (minus Körperschafts- und
Einkommensteuer), Löhne (minus Lohnsteuer), direkter und indirekter
Steuern und der Abschreibung darstellen. Auf der Verwendungsseite ist
das Bruttonationalprodukt gleich der Summe aus Bruttoinvestitionen,
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Staatsausgaben, Konsum der Unternehmer und Konsum der Arbeiter.
Bezeichnet man die Gewinne mit P, die Löhne mit w, die Anzahl der
Beschäftigten mit L, die Körperschafts-, Einkommen-, Lohn- beziehungs¬
weise Mehrwertsteuer mit tf, tr, tw beziehungsweise tc, das gesamte
Steueraufkommen mit T und nimmt man an, daß die Unternehmen einen
konstanten Teil b der Gewinne (nach Besteuerung) ausschütten, so gilt

BNP = P—[t, P + tr (1—t.) bP] + wL—twwL + T + D (1)

anderseits gilt
BNP = pkI + pkG + pcCr + pcCw, (2)

wobei pk und pc die Preise des Kapital- und des Konsumgutes angeben
(die sich in einem Ein-Gut-Modell lediglich durch die von den Konsu¬
menten zu tragende Mehrwertsteuer unterscheiden, so daß pc = (l + tc) pkI,3
I die Bruttoinvestitionen, G die Staatsausgaben, Cr und Cw den Konsum
der Unternehmer und der Arbeiter darstellen.

Das gesamte Steueraufkommen ist gleich

T = twwL + t,P + tr (1 1,) bP + tcPcCr + tcPcCw (3)

Ist die Sparneigung der Arbeiter sw = 0, die der Unternehmen (1—b)
und die der Unternehmerhaushalte (sr) positiv, so folgt aus den Gleichun¬
gen 1 und 2 (bei Vernachlässigung der Abschreibung)

P—[t,P + tr (1—tf) bP] = pkI + pkG—T + pcCr (4)

Bei einer keynesianischen Verknüpfung der Märkte (Geldmarkt
Investitionsgütermarkt Arbeitsmarkt -» Konsumgütermarkt) muß diese
Gleichung kausal von rechts nach links gelesen werden; die Ausgaben
der Unternehmer und das Budgetdefizit bestimmen kurzfristig das Ge-
winniveau. Sind die Investitionen jeweils durch die Investitionsentschei¬
dung der Vorperiode determiniert, so gilt (Kalecki 1954) in erster An¬
näherung

P.—[t,P, +1, (1—t,) bP,] = PJ'"t + P>G'"~T'" (5)1 Cr

(cr=Konsumneigung der Unternehmer, v=Verzögerungsfäktor zwischen
Investitionen und Gewinnen).

Die das makroökonomische Gleichgewicht definierenden Beziehungen
zwischen der Gewinnbesteuerung und den Gewinnen verdeutlicht fol¬
gende Umformung:

__ „ .... pkIt-T+PkG,-T—1Tt-T
Pt Pttf—Pt (1 tf) trb — 1 Cr

pk It.,+p k Gt-,—Tt-v
Pt(l-t,)(l-trb) =* f— (6)

I Cr

Sind die Konsumneigung der Unternehmer sowie die Steuersätze und
das Budgetdefizit konstant, wird das Niveau der Gewinne durch die
Investitionsentscheidungen der Vorperiode bestimmt. Ist das Investitions-
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niveau konstant, muß eine Änderung des Körperschafts- oder Gewinn¬
steuersatzes im Gleichgewicht eine kompensierende Änderung der Ge¬
winne vor Steuerabzug zur Folge haben. Solche Überlegungen gelten
immer nur komparativ-statisch als Vergleich zweier Gleichgewichtsposi¬
tionen, siehe Abschnitt 3.

Welche Wirkung eine Veränderung des Steuersystems auf Volksein¬
kommen und Beschäftigung hat, läßt sich erst nach einer expliziten mikro¬
ökonomischen Fundierung des Kreislaufmodells beurteilen. Daß die
Theorie der effektiven Nachfrage einer nicht-walrasianischen Fundierung
bedarf, wurde bereits zu Beginn der dreißiger Jahre von Harrod, Robin¬
son und Chamberlin erkannt (Harrod 1972), später wurde dieses Argu¬
ment im Rahmen der Ungleichgewichtstheorie wieder aufgegriffen (Arrow
1959, Hahn 1977). Neben einer marshallianischen MikroÖkonomie (Winck-
ler 1978) bietet sich die Theorie der monopolistischen Konkurrenz an, in
der die endogene Preisbestimmung kostenabhängig proportional zu »Nor¬
malkosten« (Kosten bei normaler Kapazitätsauslastung) erfolgt (»Normal¬
preishypothese«, Nordhaus/Godley 1972).

Der Zusammenhang zwischen Gewinn- und Beschäftigungsänderungen
ist im einfachsten Fall eines kurzfristig konstanten Aufschlagsatzes (mark-
up) m auf die Lohnkosten gegeben durch die Gleichgewichtsbedingung

mLt.iw = Pt+pkDt (7)

und die Preisbestimmungsregel

pk = (l + m)— (8)
a

(a = Durchschnittsprodukt je Arbeiter)

Aus Gleichung 7 und 8 folgt

- (H

Bei Konstanz des Grenzproduktes der Arbeit und des mark-up variiert
das Gewinniveau direkt proportional zur Beschäftigungsmenge. (Eine
wachstumstheoretische Formulierung dieses Zusammenhanges findet sich
bei Steindl 1976, Kapitel IX.) Bevor die kurzfristigen Verteilungs- und
Beschäftigungseffekte der Steuerreformen im Rahmen dieses Modells
untersucht werden können, ist eine methodologische Klarstellung not¬
wendig. Mit den traditionellen Modellen der vollständigen Konkurrenz
läßt sich das Wissenschaftsprogramm »qualitative komparative Statik«
(Samuelson 1947) erfüllen, das heißt, es sind auch dann Aussagen über
die Richtung der Veränderung der Gleichgewichtswerte der Variablen
als Reaktion auf Parameteränderungen möglich, wenn die Gleichungen
lediglich qualitativen Restriktionen genügen müssen (wenn zum Beispiel
die Form der Kostenkurven nur dem Ertragsgesetz entsprechen muß).
»Qualitative komparative Statik« ist aber bei monopolistischer Konkur¬
renz nicht durchführbar. Ohne zusätzliche quantitative Informationen
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bleiben die Ergebnisse indeterminiert (Archibald 1961). Im vorliegenden
Modell wird die qualitative Eindeutigkeit der Resultate hinsichtlich der
Beschäftigungseffekte durch zwei quantitative Beziehungen gesichert, die
als empirisch plausibel erscheinen: sr>sw und die Preisbestimmungsglei¬
chung 8. Während sr>sw auf Grund von Konsumerhebungen gesichert
ist, mag die empirische Konstanz des mark-up bezweifelt werden. Für die
folgende Ableitung der Ergebnisse ist aber die Annahme hinreichend,
der Aufschlagssatz sei kurzfristig konstant. Kurzfristige Konstanz bedeu¬
tet hier, daß die Unternehmer die Preise den Nachfrageveränderungen
nicht rascher anpassen als ihre Mengenentscheidungen den Kapazitäts¬
effekten der Investitionen. Diese Annahme entspricht dem empirisch
häufig nachweisbaren »flexiblen Vollkostenprinzip«. (Zur Bedeutung der
verschiedenen Kalkulationsregeln siehe Guger/Nowotny/Walther 1978.)
Wie gezeigt wird, reichen diese Annahmen aber nicht für die Eindeutig¬
keit der Ergebnisse hinsichtlich der Einkommenseffekte (privat verfügbare
Realeinkommen) aus.

2.

Der deutsche Sachverständigenrat, der die Hauptursache der gegen¬
wärtigen Krise immer noch in den »zu hohen Einkommensansprüchen«
der Lohn- und Gehaltsempfänger und der daraus folgenden Nachfrage¬
schwäche(!)4 sieht, empfiehlt in seinem »Sondergutachten zur wirtschaft¬
lichen Lage« (Juni 1978) eine wachstumspolitisch begründete Reform des
Steuersystems. Diese umfassende Steuerreform läßt sich analytisch in
zwei Teile zerlegen: Senkung der Gewinnbesteuerung bei kompensie¬
render Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes und Senkung der Lohn- und
Einkommensteuer bei gleichzeitiger Kürzung der Staatsausgaben. Beiden
Teilen der Steuerreform spricht der Sachverständigenrat zumindest mit¬
telfristig expansive Wirkungen zu. Die Senkung der Gewinnbesteuerung
soll zu einer »verstärkten Beteiligung des Fiskus an den Risken der
Unternehmen und ... zu einer geringeren steuerlichen Belastung der
Investitionen« führen, während die gleichzeitige Erhöhung der Mehrwert¬
steuer »nur auf dem Konsum und nicht auch den Investitionen liegt«;5
die Senkung der Einkommensteuer bei gleichzeitiger Kürzung der Staats¬
ausgaben gilt dem Sachverständigenrat als »wirksamste Form der Kon¬
solidierung, weil sie den Privaten mehr Raum für Produktion und
Investition ließe«.6 Da der zweite Teil der Reformforderung sich mit den
in Österreich diskutierten Steueranpassungsplänen deckt, soll vorerst der
erste Teil der vom Sachverständigenrat empfohlenen Reform untersucht
werden. Die Richtung des Gesamteffektes ergibt sich schließlich aus der
Uberlagerung der Teilergebnisse. Alle folgenden Argumente beruhen auf
der keynesianischen Grundannahme, daß die Ersparnisse sich über Ände¬
rungen des Volkseinkommens und dessen Verteilung den Investitionen
anpassen. Die konkreten Ergebnisse hinsichtlich des Volkseinkommens
und dessen Verteilung hängen von den gewählten Annahmen über die
klassenspezifischen Sparneigungen und das Steuersystem ab.

Eine durch die Erhöhung des Parameters tc (Mehrwertsteuer) kom¬
pensierte Senkung von t, (Körperschaftssteuer) (tr, tw, T, pkG, cr, b kon-
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stant) bewirkt nach Gleichung 6 in der neuen Gleichgewichtssituation —
da bei Konstanz der in der Vorperiode bestimmten Investitionen die rechte
Seite der Gleichung unverändert bleibt —
a) die Konstanz der Gewinne nach Besteuerung (real), weil bei Konstanz

der Sparneigungen und der Einkommensteuer bei gegebenem realen
Investitionsniveau das Gleichgewichtssparvolumen konstant bleibt;

b) niedrigere Gewinne vor Besteuerung (real);
c) bei nominell konstanter Gewinnausschüttung einen niedrigeren realen

Konsum der Unternehmerhaushalte, weil die Erhöhung von tc auf
den Preis des Konsumgutes überwälzt werden wird, und

d) bei konstantem Nominallohn eine Senkung des Reallohnes.
Nach Gleichung 9 führt die Steuerreform bei Konstanz des mark-up

kurzfristig zu einem Sinken des Beschäftigungsvolumens, weil die der in
der Periode t—1 nachgefragten Beschäftigungsmenge entsprechende Ge¬
winnerwartung enttäuscht wurde. Wie aber die Analyse anderer Fälle
zeigt, besteht kein eindeutiger Zusammenhang zwischen Reallohnniveau
und Beschäftigung.

Dem ersten Teil des Reformplans des Sachverständigenrates kommen
demnach — in diesem Fall unabhängig vom Ausmaß der Steuersatzver¬
änderungen — eindeutig negative Beschäftigungs- und Einkommens¬
effekte zu. Sofern die Unternehmerhaushalte ihr reales Konsumniveau
durch eine Steigerung ihrer Konsumneigung zu erhalten trachten, redu¬
zieren sie die kontraktiven Effekte, vermeiden ließen sie sich dadurch
aber nicht.

Der zweite der in Österreich verbreiteten, hier allerdings verteilungs¬
politisch motivierten Vorstellung entsprechende Teil der Reform muß
analytisch in zwei Schritte zerlegt werden, da eine Senkung der Einkom¬
mensteuer bei gleichzeitiger Kürzung der Staatsausgaben andere Wir¬
kungen nach sich zieht als eine Senkung der Lohnsteuer bei gleichzeitiger
Kürzung der Staatsausgaben. Eine Senkung von tc (Einkommensteuer)
(t„ tw, tr, T—pk G, Cr und b konstant) bewirkt nach Gleichung 6
a) eine Steigerung des Realeinkommens der Unternehmerhaushalte, da

der Preis des Konsumgutes konstant bleibt;
b) eine Senkung der Gewinne vor und nach der Besteuerung, da die

Unternehmerhaushalte aus ihrem gestiegenen Realeinkommen mehr
sparen, das Gleichgewichtssparvolumen aber konstant bleibt;

c) die Konstanz der Reallöhne, da von der Einkommensteuersenkung
weder der Nominallohn noch der Konsumgüterpreis berührt wird.
Nach Gleichung 6 und 9 führt die Einkommensteuersenkimg bei

gleichzeitiger Kürzung der Staatsausgaben zu einem Sinken des Volks¬
einkommens und der Beschäftigung. Die durch die Kürzung der Staats¬
ausgaben freigesetzten Ressourcen werden folglich nur zu einem Teil
vom privaten Sektor genützt.

Eine Senkung von tw (Lohnsteuer) (t,, tr, tc, T—pk G, cr und b konstant)
bewirkt lediglich eine Steigerung des Reallohns nach Besteuerung, Ge¬
winne, Konsum und Unternehmerhaushalte und Beschäftigung bleiben
konstant. Im Unterschied zur gleichzeitigen Senkung von Einkommen¬
steuer und Staatsausgaben führt die Staatsausgabenkürzung im Zuge
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einer Lohnsteuersenkung in einer geschlossenen Wirtschaft zur vollen
privaten Nutzung der vom Staat freigesetzten Ressourcen. Eine Senkung
der Parameter Einkommensteuer und Lohnsteuer bei gleichzeitigem Sen¬
ken der Staatsausgaben hat im neuen Gleichgewicht daher
a) eine Senkung der Gewinne vor und nach Besteuerung,
b) eine Steigerung des realen Konsums der Unternehmer- und Arbeiter¬

haushalte und
c) eine Senkung von Volkseinkommen und Beschäftigung zur Folge.

Der Gesamteffekt der vom Sachverständigenrat vorgeschlagenen Re¬
form ist hinsichtlich des Beschäftigungsniveaus eindeutig negativ. Die
Einkommenseffekte bezüglich der verfügbaren Realeinkommen der Unter-
nehmer- und Arbeiterhaushalte sind indeterminiert. Die in Österreich
angestrebte Steuersenkung würde zwar zu der von den Gewerkschaften
verlangten Umverteilung führen, sofern aber die Lohnsteuersenkung aus
politischen Gründen mit einer Senkung der Einkommensteuer gekoppelt
wird, treten negative Beschäftigungseffekte auf.

Diese Ergebnisse lassen sich verallgemeinern: Nicht das Wachstum
der Staatsquote an sich, sondern allein das über Gewinn- beziehungsweise
Einkommensteuern finanzierte Wachstum der Staatsausgaben wirkt ex¬
pansiv. Je größere Teile des wachsenden Steueraufkommens auf Lohn¬
oder Konsumsteuern entfallen, desto geringer ist der Expansionseffekt
einer wachsenden Staatsquote.7 Der Protest der Gewerkschaften gegen
den wachsenden Anteil von Lohn- und Mehrwertsteuer am gesamten
Steueraufkommen ist demnach auch konjunkturpolitisch gerechtfertigt.
Umgekehrt gilt, daß zwar von Ausgabenkürzungen begleitete Lohn- und
Konsumsteuersenkungen beschäftigungsneutral sind, von Ausgabenkür¬
zungen begleitete Gewinnsteuersenkungen aber die Beschäftigung ver¬
mindern. Unter den Annahmen des Keynes-Kalecki-Modells läßt sich
zeigen, daß bei Unterbeschäftigung und freien Kapazitäten das Wachstum
der Staatsausgaben nicht zu Lasten des Konsums der Arbeitnehmer gehen
muß, bei Vollbeschäftigung hingegen bei jeder Finanzierungsform den
Konsum der Arbeiter einschränkt.8 Eine Senkung der Staatsausgaben
kann die Verteilungsposition der Arbeitnehmer verbessern, wenn sie von
Lohn- oder Konsumsteuersenkungen begleitet wird. Sofern sie zugunsten
der Gewinnsteuern geht, sinkt die Beschäftigung und die Kapazitätsaus¬
lastung; die vom Staat freigesetzten Ressourcen werden vom privaten
Sektor nicht zur Gänze genützt.

3.

Wenn auch am dargestellten Modell keine explizite Ableitung der
Staatsausgaben- und Steuermultiplikatoren durch Differenzieren der
Gleichgewichtsbedingungen nach den Steuersätzen durchgeführt wurde
(zu den Steuermultiplikatoren in einem Zwei-Klassen-Modell mit n Gütern
siehe Morishima 1976, Kapitel 9), so impliziert doch der qualitative Ver¬
gleich zweier Gleichgewichtspositionen den Ablauf von Multiplikatorpro¬
zessen in der Zeit, wenn die zweite Position als Resultat eines wirtschafts¬
politischen Eingriffes verstanden wird. Jede komparativ-statische Unter-
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suchung der Wirkung einer Änderung eines Parameters wirft Probleme
des Anpassungspfades auf, die nur im Rahmen eines expliziten dynami¬
schen Modells beantwortet werden könnten. Eindeutige Aussagen sind
nur für eine beschränkte Klasse von Parameteränderungen und nur unter
Gültigkeit restriktiver hinreichender Stabilitätsbedingungen möglich.
(Arrow/Hahn 1971, Kapitel 10.) Bei Unsicherheit und endogener Preis¬
bestimmung läßt sich der Anpassungspfad nicht eindeutig bestimmen. Da
diese negative Aussage der Allgemeinen Gleichgewichtstheorie im Wider¬
spruch zu den oben abgeleiteten Ergebnissen steht, stellt sich die Frage,
ob makroökonomische Modelle vom Typ Keynes-Kalecki wegen der Ab¬
hängigkeit des Gleichgewichts vom Anpassungspfad methodisch zulässig
sind. Angesichts der oft weitreichenden wirtschaftspolitischen Konse¬
quenzen, die aus solchen Modellen gezogen werden — die bis zu der
Aussage reichen, zentrale Planung sei ohne Eingriffe in individuelle
Entscheidungsverhältnisse möglich9 —, erscheint eine solche Uberprüfung
besonders erforderlich. Grundsätzlich steht die Kritik ökonomischer
Modelltheorien vor dem Dilemma, entweder durch sachlich berechtigte
Hinweise auf Widersprüche zwischen Annahmen und Realität das Modell
zu zerstören (diese Dissensstrategie wird von Ökonomen bevorzugt, die
die abgeleiteten Theoreme nicht anerkennen wollen) oder sich auf die
Diskussion der formalen Konsistenz der Modellannahmen zu beschrän¬
ken.10 Dennoch ist die — oft fehlende — Diskussion der Annahmen
auch dann erforderlich, wenn man ein Modell als überzeugende Ab¬
straktion ökonomischer Handlungsverläufe ansieht. Der Verzicht auf
die materielle Diskussion der Annahmen hat insbesondere keynesianischen
Makromodellen den Vorwurf eingebracht, sie stellten nichts anderes als
überinterpretierte, tautologische Umformungen dar. Im vorliegenden Rah¬
men kann diese Diskussion nicht geführt werden; statt dessen sei auf jenen
wirtschaftspolitisch relevanten modellimmanenten Widerspruch zwischen
der Anwendung der ceteris-paribus-Klausel und den ökonomischen Ver¬
haltensweisen auf dem Anpassungspfad hingewiesen, den eine weitere
Entwicklung keynesianischer Modelle zum Ausgangspunkt zu nehmen
hätte.

Die besondere Problematik des verwendeten Modells liegt — akzeptiert
man die Annahme konstanter Erträge — nicht im Bereich der Technologie,
sondern im Bereich der Erwartungen. Versteht man den Multiplikator¬
prozeß als Impulsfortpflanzung durch Anpassung der Produktion an uner¬
wartete Nachfrageveränderungen, so werden die Erwartungen, solange
sich das System nicht im neuen Gleichgewichtszustand befindet, laufend
enttäuscht. Auf dem Anpassungspfad sammeln die Unternehmer ständig
neue Informationen über die Entwicklung der Nachfrage, können daher
ihr Verhalten nicht routinemäßig an festen Regeln ausrichten. Nur im
Gleichgewicht informieren Ergebnisse der Vergangenheit vollständig über
die Zukunft, nur im Gleichgewicht ist die Bedeutung der Preis- und
Mengensignale eindeutig, sind Routinehandlungen daher möglich (Hahn
1952). In einem durch die Änderung wirtschaftspolitischer Parameter her¬
vorgerufenen Ungleichgewicht wissen die Unternehmer, daß die kurzfristig
geltenden Preise und Nachfrageungleichgewichte nicht konstant bleiben
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werden. Der Verlauf des Anpassungspfades und die Konvergenz des Pro¬
zesses hängt nun offensichtlich von der Interpretation der Preis- und
Mengensignale durch die Unternehmer im Ungleichgewicht ah — »die
Erklärung der Welt wird zumindest teilweise von dem Eindruck be¬
stimmt, den die handelnden Personen von ihr haben«.11

Eine Theorie der Erwartungsbildung muß sich daher auf eine Theorie
der Situationsdefinition stützen, die die Art, die Rolle und die Inter¬
pretation ökonomischer Signale im Ungleichgewicht zum Gegenstand hat.
Mittels welcher Information versuchen Anbieter und Nachfrager das Aus¬
maß des wirtschaftlichen Ungleichgewichts einzuschätzen? Welche Rollen
spielen Mengensignale (Umsätze und Lager der eigenen Unternehmung
und der Konkurrenz), Prognosen, Regierungserklärungen?12 Untersucht
man das verwendete Modell — komplexere Modelle der Fiskalpolitik
unterscheiden sich davon methodisch nicht — unter diesen Gesichtspunk¬
ten, so erweist sich, daß die ceteris-paribus-Klausel als methodisch unzu¬
lässig zurückgewiesen werden muß,13 die Richtung der Ergebnisse aber
trotzdem plausibel bleibt.

Der expansive oder kontraktive Prozeß wird durch die Enttäuschung
der Erwartungen in Gang gehalten; er ginge erst bei erfüllten Erwar¬
tungen in ein neues Gleichgewicht über. Wenn aber auf dem Anpassungs¬
pfad die Erwartungen permanent enttäuscht werden, kann nicht gleich¬
zeitig angenommen werden, alle Verhaltensparameter blieben unverän¬
dert.14 Im verwendeten Modell werden die Verhaltensparameter b, sr, m
in der Ungleichgewichtssituation nicht konstant bleiben, sondern sich in
Abhängigkeit von der Situationsdefinition der Unternehmer und der
Arbeiter ändern. Die Konvergenz des Prozesses läßt sich dann nicht mehr
zeigen, wohl aber die Richtung der Entwicklung unter zusätzlichen An¬
nahmen über die Verhaltensanpassungen angeben. Es sollen folgende
Annahmen über die Richtung der Verhaltensanpassungen nach Steuer¬
änderungen getroffen werden, wobei immer nur marginale und als defini¬
tiv betrachtete (unerwartete) Steuersatzänderungen unterstellt werden:

b Sr m

dt.CO + o +

dtrCO O + —

dtw<0 O o O

dtc>0 O — —

Diese Änderungen sind wahrscheinlich, wenn
a) die Unternehmer als Anteilseigner keine Machtverschiebung zum

Management wünschen,
b) die Unternehmen ihre geplante Eigenkapitalbildung realisieren wollen,
c) die Unternehmerhaushalte ihr reales Konsumniveau nicht kurzfristig

ändern wollen und
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d) die Unternehmen Steuererhöhungen als Signal einer restriktiven Ent¬
wicklung interpretieren, die eine vollständige Steuerüberwälzung nicht
angezeigt erscheinen läßt.
Faßt man die Änderungen nach dt <CO und dtc>0 einerseits, nach

dtr<0 und dtw<0 anderseits zusammen, zeigt sich im ersten Fall eine
Verstärkung des kontraktiven Prozesses, im zweiten Fall eine Abschwä-
chung des kontraktiven Prozesses, ohne daß er allerdings in einen expan¬
siven umgewandelt würde. Als Nebenwirkung ergibt sich hinsichtlich des
Preissystems, daß die strenge Trennung in fixprice-Modelle (oder Berei¬
che), in denen die Preise kostendeterminiert sind und Mengenanpassun¬
gen zum Marktgleichgewicht führen, und flexprice-Modelle (oder Bereiche),
in denen die Preise von der Nachfrage bestimmt werden (Hicks 1956), in
Ungleichgewichtssituationen unzulässig ist, weil hier nicht nur die Gewinn¬
erwartungen, sondern auch die Kosten und Kapazitäten divergierenden
subjektiven Bewertungen unterliegen. Kosten sind im Ungleichgewicht
subjektive Erwartungsgrößen.15

Die Richtung der kurzfristigen Beschäftigungseffekte der Steuerrefor¬
men bleibt demnach auch bei kurzfristiger Veränderung der Verhaltens¬
parameter eindeutig negativ. Eine darüber hinausgehende Aussage er¬
laubt das Modell aber nicht. Insbesondere ist keine Aussage über Stabilität
und Eindeutigkeit des Gleichgewichts zulässig, solange es nicht gelingt,
Regeln der Signalinterpretation und Situationsdefinition als Basis ökono¬
mischer Handlungsverläufe anzugeben — sofern eine solche Struktur¬
konstanz auf dem Niveau der Informationsverarbeitung überhaupt ge¬
funden werden könnte, ökonometrische Schätzungen von Multiplikatoren,
die in ihrer empiristischen Interpretation die Strukturgleichheit von
Empirie und Modell voraussetzen,16 muß diese Kritik voll treffen. Weil
im Ungleichgewicht das Verhalten ständig subjektiven Situationsdeutun¬
gen angepaßt wird, müssen verschieden spezifizierte ökonometrische
Modellansätze zu unterschiedlichen quantitativen Ergebnissen gelangen
(Fromm/Klein 1973).

4.

Welche wirtschaftspolitischen Folgerungen lassen sich aus den theoreti¬
schen Ableitungen ziehen? Sieht man vorerst von der Kurzfristigkeit
der Analyse und der Annahme einer geschlossenen Wirtschaft ab, so
legen die Ergebnisse sowohl eine Kritik mechanistischer Konzeptionen
der Fiskalpolitik als auch einer allzu sehr auf psychologische Faktoren
vertrauenden Wirtschaftspolitik nahe. Die negativen Beschäftigungs¬
effekte der untersuchten Steuerreformpläne ließen sich wohl nur mittels
Theorien widerlegen, in denen unfreiwillige Arbeitslosigkeit aus theorie¬
immanenten Gründen nicht auftreten kann. Trotz einiger Einschränkun¬
gen bleibt die allgemeine Aussage bestehen, daß eine Kombination aus
Senkung direkter Steuern, Erhöhung indirekter Steuern und Senkung der
Staatsausgaben keinen insgesamt positiven Beschäftigungseffekt bewirken
kann, wenn die Unternehmer Investitionserhöhungen erst nach der Reali¬
sierung erwarteter Gewinnsteigerungen vornehmen wollen.
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Daraus folgt erstens, daß es
a) keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen dem Umfang des Budget¬

defizits und dem Beschäftigungsniveau gibt, da die Beschäftigungs¬
effekte eines Defizits von der Art der das Defizit verursachenden
Faktoren abhängen, und daß

b) bei Erreichen einer politisch begründeten Obergrenze der Nettover¬
schuldung Staatsausgaben und Gewinnsteuern erhöht werden müßten,
will man auf globale Beschäftigungspolitik nicht gänzlich verzichten.
Angesichts der in Österreich wegen des ausgebauten Spar- und Inve-
stitionsförderungsinstrumentariums niedrigen Durchschnittsbesteue¬
rung der Gewinne ist eine gleichzeitige Steigerung von Staatsausgaben
und Gewinnbesteuerung (nach einer mehr Steuertransparenz anstre¬
benden Gesamtreform) denkbar. Das bestehende Steuerrecht begünstigt
sowohl Realinvestitionen als auch Finanzinvestitionen; reduziert man
die ökonomisch unsinnige steuerliche Förderung von zum Teil risiko¬
losen Formen des Sparens und der Finanzanlagen, ließe sich selbst bei
verstärkter und gezielter Förderung der Realinvestitionen der durch¬
schnittliche Gewinnsteuersatz anheben.
Aus dem Ergebnis folgt zweitens, daß Lohnsteuersenkungen zwar das

Realeinkommen der Beschäftigten auf Kosten des Angebots an öffentlichen
Gütern und Leistungen erhöht, gleichzeitig aber die Beschäftigungschancen
der Arbeitslosen oder der von Entlassung Bedrohten nicht verbessern;
sie verschlechtern die Beschäftigungschancen, wird neben der Lohnsteuer
auch die Einkommensteuer gesenkt. Eine Gewinnsteuer- und Staatsaus¬
gabensenkung verschlechtert die Verteilungsposition der Arbeiter nicht
nur relativ, sondern auch absolut. Verteilungspolitisch motivierte Steuer¬
reformen, die die Verbesserung der Position vor allem der kleinen und
mittleren Arbeitnehmer zum Ziel haben, dürften zwar mit positivem
Beschäftigungseffekt die Relation Gewinnsteuer/Lohnsteuer dann steigern,
wenn Gewinnsteuer und Staatsausgaben erhöht werden, sollten aber pri¬
mär an der extrem ungleichen personellen Verteilung der Löhne und
Gehälter ansetzen. (Diese Problematik liegt außerhalb des verwendeten
Modells, das einen einheitlichen Lohnsatz annimmt. Daß bei ungleicher
Verteilung der Löhne und Gehälter die Sparneigung der Arbeiter positiv
wird, berührt die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerungen nicht, solange
sie niedriger als die der Unternehmer bleibt.)

Drittens erweist sich, daß zwar die traditionelle, auf die Grenzproduk-
tivitätstheorie der Verteilung, spezielle Uberwälzungshypothesen oder auf
die — seit der Differenzierung des Mehrwertsteuersatzes empirisch zwei¬
felhafte — Vermutung der Regressivität indirekter Steuern gestützte
Begründung der Forderung der Arbeiterbewegung, direkte Steuern stär¬
ker als indirekte zu erhöhen, über keine gesicherte verteilungstheore¬
tische Basis verfügt, daß die gleiche Forderung aber konjunkturtheo¬
retisch gut begründet ist. Will man mit marginalen Ausgaben- und Ein¬
nahmenveränderungen Beschäftigungswirkungen erzielen, ist neben der
Ausgabenstruktur das Verhältnis direkte/indirekte Steuern zu beachten.
Ein ausschließlich durch Lohn- und Mehrwertsteuer finanziertes Budget
ist kein Instrument der gesamtwirtschaftlichen Nachfragesteuerung.
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Wie das Modell schließlich zeigt, hängt die Antwort auf die Frage
nach der langfristigen, die Investitionsentscheidungen beeinflussenden
Wirkung der Steuerreformen wie für die kurze Periode von der Situations¬
definition der Unternehmer ab. Bereits Kalecki (Kalecki 1939) hat nach¬
gewiesen, daß die Verteilungsposition der Unternehmer und damit die
Wachstumsrate sich nach einer Senkung des Nominallohnniveaus nur dann
verbessert, wenn die Unternehmer die Lohnsenkung als unmittelbare
Verteilungsänderung interpretieren und mit höheren Investitionen rea¬
gieren. Die Steuerreformen lassen sich analog dazu beurteilen. Die Ge¬
winne nach Besteuerung würden nur dann steigen, wenn die Unternehmer
auf eine Gewinnsteuersenkung unmittelbar mit höheren Investitionen
reagieren. Warten sie — einzelwirtschaftlich rational — das Eintreten des
Verteilungseffektes ab, tritt er nicht ein. Dieser Fall ist in der gegen¬
wärtigen Situation bei pessimistischen Ertragserwartungen und unter¬
durchschnittlicher Kapazitätsauslastung der wahrscheinlichere. Geht man
schließlich von der geschlossenen Wirtschaft zu einer offenen Wirtschaft
über, ändert sich zwar die Größe der Multiplikatoren, nicht aber die
Richtung des Beschäftigungseffektes.17 Die in einer offenen Wirtschaft
interessanten Fragen können aber in dem zugrunde gelegten Ein-Gut-
Modell nicht untersucht werden, vor allem nicht der Einfluß der Steuer¬
reformen auf die Zusammensetzung der Importe und Exporte und die
Rückwirkungen solcher Strukturänderungen auf Einkommen, Beschäfti¬
gung und Zahlungsbilanz.

Zusammenfassung

In einem Keynes-Kalecki-Modell mit Gewinn-, Einkommen-, Lohn-
und Mehrwertsteuer wurden die kurzfristigen Beschäftigungseffekte mar¬
ginaler Steueränderungen untersucht. Zuerst wurden komparativ-statisch
die Beschäftigungseffekte der vom deutschen Sachverständigenrat vorge¬
schlagenen und der in Österreich diskutierten Steuerreform abgeleitet; sie
sind in beiden Fällen — werden gleichzeitig die Staatsausgaben gekürzt —
negativ. Anschließend wurde das Modell einer grundsätzlichen Kritik
unterzogen, die jedoch die Ergebnisse qualitativ nicht in Frage stellen
konnte. Nur dann, wenn die Unternehmer nach einer Steuerreform —
ohne das Eintreten einer Absatz- beziehungsweise Gewinnsteigerung ab¬
zuwarten — ihre Investitionen erhöhen, wären die Beschäftigungseffekte
positiv.
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ANMERKUNGEN

1 Das keynesianische Element dieser Modelle liegt auf methodologischer Ebene, nicht
in der konkreten Aussage über die Beschäftigungseffekte der Besteuerung. Wie
das folgende Zitat zeigt, scheint sich Keynes der Bedeutung der später als
»Haavelmo-Theorem« bekanntgewordenen Zusammenhänge nicht bewußt gewesen
zu sein: »... a relief of taxation balanced by an equal reduction of government
expenditure . . . represents a redistribution, not a net increase, of national spending
power.« (Keynes 1933, S. 349.) Siehe aber auch Braulke 1978 und Maital 1972 zur
Inzidenztheorie in How to Pay for the War.

2 Diese Theorieentwicklung beruht auf der Marxschen Reproduktions- und Zirku¬
lationstheorie. Alle Grundgedanken der postkeynesianischen Verteilungstheorie
finden sich bereits bei Marx, dessen Theorie auf genau jener Transaktionsstruktur
aufbaut, die Keynes bei der Erklärimg »unfreiwilliger« Arbeitslosigkeit voraussetzt.
Siehe dazu stellvertretend für viele das folgende Zitat: »In der Tat, so paradox
es auf den ersten Blick scheint, die Kapitalistenklasse selbst wirft das Geld in
Zirkulation, das zur Realisierung des in den Waren steckenden Mehrwerts dient.«
(Marx 1969, S. 335.)

3 Nach der Preisgleichung ist die indirekte Steuer zu 100 Prozent überwälzbar.
Peston, der die expansiven Effekte einer Steuerreform, die das Verhältnis direkter
zu indirekter Steuern erhöht, in einem ähnlichen Modell aufgezeigt hat, nahm durch
seine Gleichung pk = (1—tc) pc eine mehr als hundertprozentige Überwälzbarkeit
an, was zu sinnlosen Ergebnissen führen muß. (Peston 1971, Forster/Shaw 1976.)
In einem Ein-Gut-Modell (beziehungsweise gleichem Lohn-Gewinn-Verhältnis in
allen Sektoren) sind die Multiplikatoreffekte von der Ausgabenstruktur auch dann
unabhängig, wenn unterschiedliche Sparneigungen und unterschiedliche Steuersätze
eingeführt werden. (Morishima 1976, S. 271 ff.)

4 »... die heutigen Beschäftigungsprobleme (haben) zu einem beträchtlichen Teü
ihren Ursprung nicht in zu geringen, sondern in zu hohen Einkommensansprüchen,
die einen Teü der latent vorhandenen Nachfrage nicht zum Zuge kommen lassen.«
(Sondergutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der wirtschaftlichen
Entwicklung 1978, S. 9.)

5 Sondergutachten 1978, S. 16 f.
6 Sondergutachten 1978, S. 22.
7 Steindl erklärt mit diesem Argument die langfristige Stabilität der US-Wirtschaft

nach dem Zweiten Weltkrieg. Siehe Steindl 1976, S. IX ff.
8 Zu den Verteilungseffekten alternativer Finanzierungsformen siehe Müller-Meer-

katz 1976, Kapitel 3.
9 So bei Pasinetti anläßlich der Diskussion der Kaidorschen Verteilungstheorie: »The

important corollary that follows is that there is no need for a socialist State to
exert any interference whatsoever in individual decisions to consume and to save.«
(Pasinetti 1974, S. 117.)

10 Siehe Wagner 1976.
11 »The world is to be explained at least partly by the way agents perceive it.« Hahn

1977 b, S. 213.
12 Siehe dazu Grandmont 1977 und Hahn 1977 b. Das von der Ungleichgewichtstheorie

aufgeworfene Problem der Interpretation von Mengensignalen ist empirisch noch
kaum untersucht. Daß bei unvollständiger Information monopolistischer Wettbe¬
werb beziehungsweise das Oligopol zur dominierenden Marktform wird, zeigen
Diamond 1971 und Salop 1976.

13 Zur Verletzung des Walrasischen Gesetzes durch fiskalpolitische Multiplikatordar¬
stellungen siehe Leijonhufvud 1968, S. 263 ff. »When we have descriptions of a seven
year old boy and an eight year old girl and there is nothing >impossible< about
either description, we still know that one cannot be a >later State < of the other.
Unfortunately, it is a bit more troublesome to sort out the inadmissible trans-
formations from the admissible ones in dealing with income-expenditure compara-
tive statics.« (Leijonhufvud 1968, S. 264, Fußnote 4.)
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14 Siehe dazu Loasby 1976, S. 44 ff., Ostleitner 1978 und Sampon/Sedgwick 1977. Vgl.
auch Frisch: »The study of the evolution ... can ... be done directly from the nature
of the structural equation without introducing any notion of >equilibrium< values
of the variables.« (Frisch 1936, S. 101.)

15 Auf diesen Umstand hat Keynes sein Argument gestützt, daß auch bei freien Kapa¬
zitäten, vor dem Auftreten sektoraler Engpässe, das allgemeine Preisniveau relativ
zum allgemeinen Lohnniveau steigen kann. Siehe Keynes 1936. Appendix on User
Cost. Kurzfristig gilt daher das Hickssche »Lohntheorem« nicht. (Hicks 1974.)

16 Siehe Wagner 1976, S. 226 ff.
17 Die klassische Ableitung der Multiplikatoren in einer offenen Wirtschaft findet

sich bei Robertson 1939. Zum Argument, Lohnsenkungen (oder analog dazu Mehr¬
wertsteuersenkungen) würden in einer offenen Wirtschaft die Beschäftigung erhö¬
hen, siehe Kalecki 1938. Nach Kalecki bleibt der Gesamteffekt unbestimmbar. Vgl.
auch Robinson 1973.
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